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Zahlen steigen: Beleidigungen gegen
Politiker in Rheinland-Pfalz explodieren!
Zunahme von Verfahren gegen Politiker wegen Beleidigung
in Rheinland-Pfalz: Statistiken und rechtliche Hintergründe

im Überblick.

Im aktuellen Bericht von n-tv über die zunehmenden Verfahren
gegen Politiker in Rheinland-Pfalz wird ein alarmierender Anstieg
der Fälle von Beleidigung, Verleumdung und übler Nachrede
aufgezeigt. Demnach wurden im Jahr 2024 insgesamt 111
Verfahren erfasst, was einen erheblichen Anstieg im Vergleich
zu den 54 Verfahren im Jahr 2023 und 71 Verfahren im Jahr
2022 darstellt. Bei diesen 111 Verfahren wurden 31 gegen
Unbekannt geführt. Für das Jahr 2025 liegen bislang keine
Verfahrenszahlen vor. Diese Entwicklungen werfen ein Licht auf
das aktuelle Klima der politischen Kommunikation in
Deutschland und die rechtlichen Rahmenbedingungen, die dabei
eine entscheidende Rolle spielen.



Die rechtlichen Grundlagen für diese Verfahren sind im Paragraf
188 des Strafgesetzbuches (StGB) verankert, der spezifische
Strafen für Beleidigungen, üble Nachrede und Verleumdungen
gegen „Personen des politischen Lebens“ regelt. Hierbei können
Beleidigungen mit Freiheitsstrafen von bis zu drei Jahren oder
Geldstrafen geahndet werden. Üble Nachrede kann mit
Freiheitsstrafen von drei Monaten bis zu fünf Jahren bestraft
werden, während Verleumdungen sogar zu einer Haftstrafe von
sechs Monaten bis fünf Jahren führen können. Laut der 
Wikipedia-Seite zu diesem Thema wurde der Tatbestand
2021 durch das Gesetz zur Bekämpfung des Rechtsextremismus
und der Hasskriminalität erweitert, um Werturteile mit
einzubeziehen. Dies geschah vor dem Hintergrund, dass zuvor
nur falsche Tatsachenbehauptungen geahndet wurden.

Schutz für politische Akteure

Der Paragraf 188 StGB dient dem Schutz politisch aktiver
Personen vor ehrverletzenden Angriffen. Dabei gilt es,
emotionalisierte und polarisierte öffentliche
Auseinandersetzungen zu verhindern. Geschützt sind nicht nur
hochrangige Politiker wie der Bundespräsident und Mitglieder
der Bundesregierung, sondern auch Journalisten,
Gewerkschaftler und Verbandsvertreter, sofern sie sich mit
bedeutenden Staatsangelegenheiten befassen. Seit 2021
umfasst der Tatbestand auch Kommunalpolitiker. 

Das Bundesverfassungsgericht bestätigte 1955 die Vereinbarkeit
des § 187a StGB mit dem Gleichheitssatz des Grundgesetzes.
Auf politisch aktive Personen kommen jedoch höhere
Duldungspflichten zu, da die Meinungsäußerungsfreiheit bei
politischen Auseinandersetzungen als besonders wichtig
erachtet wird. Dennoch bleibt die Abwägung zwischen
Meinungsfreiheit und Ehrenschutz ein zentrales Thema, wobei
Schmähkritik stets dem Ehrenschutz den Vorrang einräumt.

Kritische Diskussionen und Entwicklungen

https://de.m.wikipedia.org/wiki/Gegen_Personen_des_politischen_Lebens_gerichtete_Beleidigung,_üble_Nachrede_und_Verleumdung


Immer mehr Diskussionen drehen sich um die Zunahme von
Anzeigen gegen Politiker und eine mögliche „Anzeige-Industrie“.
So hob das Oberlandesgericht Zweibrücken einen Freispruch
eines Nutzers auf, der Angela Merkel beleidigt hatte. Im
Gegensatz dazu sprach das Bayerische Oberste Landesgericht
Demonstranten frei, die Olaf Scholz als „Volksschädling“
bezeichnet hatten. Diese widersprüchlichen Urteile haben
mediale Kontroversen ausgelöst, die sich um die Wirkungen auf
die Meinungsfreiheit und den Umgang mit politischen
Äußerungen ranken.

Zusammenfassend zeigen die Zunahme der Verfahren nach §
188 StGB und die damit verbundenen Diskussionen, wie intensiv
und komplex der Diskurs über politische Äußerungen und deren
rechtliche Begleiterscheinungen inzwischen ist. Die derzeitige
rechtliche Situation und die damit einhergehenden
gesellschaftlichen Debatten leisten einen wichtigen Beitrag zur
Gestaltung des politischen Klimas in Rheinland-Pfalz und
darüber hinaus.

Für die künftige Entwicklung bleibt abzuwarten, ob die
steigenden Fallzahlen auch einen Indikator für eine veränderte
Wahrnehmung von politischer Kommunikation darstellen.
Ebenso entscheidend wird sein, wie der Gesetzgeber auf diese
Entwicklungen reagiert.
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